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1	 Weniger Schüler: Linienverkehr auf 
dem Land vor dem Aus 

Selten verkehrende Busse und stillgeleg-
te Bahntrassen auf dem Lande kennen wir 
schon länger. Doch selbst die oft beschei-
denen Reste des öffentlichen Verkehrsan-
gebots sind künftig in Gefahr. Wir stehen 
vor dramatischen Veränderungen, die die 
bisherigen Rahmenbedingungen für die 
Finanzierung und Organisation des öffent-
lichen Nahverkehrs, wie wir ihn kennen, 
untergraben.1 Die Krise der öffentlichen 
Haushalte und die Folgen von Alterung 
und Stadtflucht setzen den öffentlichen 
Verkehr (ÖV) insgesamt unter Stress. Das 
betrifft den ländlichen Raum am stärksten, 
weil hier die Hauptnutzer, die Schüler und 
Auszubildenden, wie bereits in den Jahren 
zuvor immer weniger werden. Öffentlicher 
Verkehr auf dem Lande ist bis auf Ausnah-
men Ausbildungsverkehr. Schulschließun-
gen und die Zusammenlegung von Schu-
len wirken sich daher unmittelbar auf das 
öffentliche Verkehrsangebot aus. Weniger 
Schüler und längere Wege zu den Schulen 
führen zu einer sinkenden Bündelungsfä-
higkeit; Regionalbahnen und Linienbusse 
lassen sich kaum mehr effizient einsetzen. 
Es ist also dringend nötig, sich auf die ab-
sehbaren Entwicklungen einzustellen – ein 

„Weiter so“ kann es nicht geben.2

Auf dem Lande spitzt sich ein strukturel-
les Problem des öffentlichen Verkehrs zu: 
In Gebieten und zu Zeiten, die sich durch 
schwache Nachfrage auszeichnen, kann der 
herkömmliche Linienverkehr nur mit einem 
unverhältnismäßig hohen Aufwand betrie-
ben werden. Selbst wenn flächendeckende 
Netze (noch) vorhanden sind oder aufge-
baut werden, wird die Nachfrage aufgrund 
der räumlich und zeitlich weit verteilten Be-
förderungswünsche auf niedrigem Niveau 
bleiben oder gar sinken. Gleichzeitig gibt es 
gerade auf dem Lande längst eine Vollmo-
torisierung. Mehr als 95 % aller Haushalte 
in ländlichen Räumen verfügen über ein 
oder mehrere Autos.3 Lediglich Minderjäh-
rige und eine nennenswerte Zahl von Älte-

ren ohne Führerschein oder eigenes Auto 
sind auf die Hilfe anderer oder auf den öf-
fentlichen Verkehr angewiesen. In der Ten-
denz nimmt dieser Anteil bei den Älteren 
weiter ab, weil diese künftig ebenfalls fast 
immer mit dem Führerschein und dem ei-
genen Auto alt werden.4 Eine Negativspirale 
droht bzw. ist bereits in Gang gesetzt: Bus-
linien werden nahezu vollständig auf den 
Bedarf des verbleibenden Schülerverkehrs 
ausgerichtet und „mäandern“ dadurch im-
mer mehr. Die Fahrten werden länger und 
unattraktiver für die „normalen“ Fahrgäste. 
Fehlen finanzielle Ressourcen für die er-
forderlichen Zuschüsse bzw. den Ausgleich 
von Defiziten oder wird der Verkehr von pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen erbracht, 
führen die schlechten Einnahmebedingun-
gen früher oder später dazu, dass erhebli-
che Teile der Verkehrsleistungen eingestellt 
werden müssen. 

Da der ÖV in ländlichen Regionen vom 
Schülerverkehr abhängt, ist absehbar, wann 
und wo das Aus für die letzten Buslinien 
und Regionalbahnen kommt. Für die restli-
chen Schülerinnen und Schüler – und auch 
für die eine oder den anderen sonstigen 
Führerschein- oder Autolosen – bedarf es 
jedoch gleichwohl der Transportmöglich-
keiten. Möglicherweise lassen sich Schü-
lertransporte effizienter und mit wesentlich 
weniger Zeitaufwand organisieren, wenn 
sie privat und/oder in Elternregie erfolgen. 
Mobilitätsgeld-Modelle könnten hier eine 
motivierende Rolle spielen. Bevor solche 
Modelle der Subjektförderung im ländli-
chen ÖV erörtert werden, sollen im Folgen-
den zunächst Beispiele und auch Grenzen 
bisheriger alternativer Bedienformen dar-
gestellt werden. 
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gebote über die Erprobungsphase hinaus 
ist üblicherweise mit weiteren Zuschüssen 
verbunden.8 Die Fortführung der Projek-
te ist wiederum von lokalen Promotoren 
bzw. von einer Kombination interessierter 
Akteure abhängig, die die neuen Angebote 
zu ihrem Anliegen machen. Alternative Be-
dienformen im ÖV bedürfen also unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen spezifi-
scher kommunalpolitischer oder zivilgesell-
schaftlicher Voraussetzungen.9 Selbstläufer 
sind sie nicht.

Rufbusse und Sammeltaxen

Unter den Bezeichnungen Rufbus oder 
Sammeltaxi können sich sowohl identische 
als auch ganz unterschiedliche Konzep
tionen verbergen. Die jeweiligen Angebote 
bewegen sich zwischen den Polen des fahr-
plan- und haltestellengebunden Linienver-
kehrs und dem ungebunden Taxiverkehr, 
der keine Fahrpläne und Haltestellen kennt. 
Gemeinsames Kennzeichen ist die erforder-
liche vorherige Anmeldung von Fahrtwün-
schen. Je nach konkret gewählter Lösung 
ergeben sich unterschiedliche Grade zeitli-
cher und räumlicher Flexibilisierung.

Systematisierungen greifen auf die von 
Mehlert10 eingeführte analytische Unter-
scheidung von „Bedarfslinienbetrieb“, 

„Richtungsbandbetrieb“ und den verschie-
denen Versionen eines „Flächenbetriebs“ 
zurück.11 Beim Bedarfslinienbetrieb werden 
durch die notwendige vorherige Anmel-
dung Leerfahrten im Linienverkehr vermie-
den. Im Richtungsbandbetrieb wird eine 
feste fahrplangebundene Grundroute um 

„richtungsgebundene“ Bedarfshaltestellen 
ergänzt, für deren tatsächliche Bedienung 
eine Anmeldung erforderlich ist. Hier wer-
den unterschiedliche Formen der räumli-
chen Abweichung vom Linienverkehr als 
Linienabweichung, Linienaufweitung, Kor-
ridor oder Sektor unterschieden. In einer 
weiteren Variante werden die Fahrgäste 
entsprechend der angemeldeten Fahrtwün-
sche anstelle der Haltestelle bis zur Haustür 
gebracht. Der Flächenbetrieb operiert ohne 
Fahrplan nach vorheriger Anmeldung von 
Haustür (oder Haltestelle) zu Haustür (oder 
Haltestelle). 

Beispiel Bürgerbus

Wo Linienbusse nicht mehr genügend Fahr-
gäste erreichen und ihr Betrieb eingestellt 
wird, übernehmen bisweilen Bürgerbusse 

2	 Beispiele bisheriger alternativer 
Beförderungsangebote

Jenseits von Regionalbahnen und Linien-
bussen gibt es eine Fülle von Alternativen 
zum starren Linienverkehr mit Standard-
bussen; am meisten verbreitet sind sicher 
Rufbusse und (Anruf-)Sammeltaxen. Sie 
sind allesamt ein Ergebnis von Versuchen, 
auf die sinkende Bündelungsfähigkeit der 
ÖV-Nachfrage zu reagieren. Alternative Be-
förderungsangebote zielen zum einen dar-
auf, flexiblere Angebote machen zu können. 
Flexibler kann entweder die Streckenfüh-
rung sein, wenn beispielsweise bei Bedarf 
von einer Kernstrecke abgewichen oder 
wenn zwischen regulären Haltestellen ge-
halten werden kann. Flexibler können aber 
auch die Abfahrtzeiten sein, wenn wie bei 
manchen Anrufbussen die Fahrt nicht nach 
striktem Fahrplan, sondern auf Anforderung 
durch die Fahrgäste erfolgt. Zum anderen 
bieten sie die Chance, den größten Kosten-
block im Betrieb öffentlicher Verkehrsange-
bote zu senken, nämlich die Personalkosten. 
Bedarfsverkehre lassen sich in aller Regel 
kostengünstiger über Subkontrakte mit 
privaten Bus- oder Taxiunternehmen orga-
nisieren als ein Linienbusverkehr, der vom 
eigenen kommunalen Unternehmen oder 
von einem externen Verkehrsunternehmen 
mit fest angestellten Fahrern erbracht wird. 
Noch kostengünstiger sind natürlich solche 
Lösungen, die von ehrenamtlichen Fahrern 
getragen werden. In der Praxis gibt es eine 
Reihe von Beispielen für alternative Bedien-
formen, die teils unterschiedlichen Zielen 
folgen5, wobei Kostensenkungsaspekte 
stets eine Rolle spielen. Es geht darum, eine 
Mindestversorgung zu möglichst günstigen 
Kosten zu gewährleisten. 

Alternative Beförderungsangebote entspre-
chen in aller Regel kleinen lokalen Lösun-
gen des Problems der Erosion des klassi-
schen ÖV. Angestoßen wurden sie oft durch 
Forschungsprojekte, beispielsweise durch 
das Förderprogramm der Bundesregierung 

„Personennahverkehr für die Region“.6 An-
rufbusse, Anruf-Sammeltaxen, aber auch 
Pendlernetze und Car-Pooling gab und gibt 
es in vielfältigen Varianten. Zudem liegen 
Erfahrungen aus dem Ausland vor. In dünn 
besiedelten Regionen einiger europäischer 
Länder werden alternative Transportlösun
gen seit langem umgesetzt.7 Eine Lehre 
aus den bisherigen Pilotvorhaben lautet 
jedoch: Die Weiterführung der neuen An-
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dort noch ein starrer klassischer Linienver-
kehr vor, wo flexible Bedienformen längst 
sinnvoller wären. Oft bestehen mentale 
und strukturelle Blockaden, die die Einfüh-
rung und Erprobung alternativer Angebote 
erschweren. Zu den strukturellen Hürden 
gehören das Genehmigungsrecht und eine 
unter Umständen schwierige Konkurrenz-
situation neuer Angebote gegenüber den 
Betreibern herkömmlicher, liniengebunde-
ner ÖPNV-Angebote sowie gegenüber dem 
Taxi- und Mietwagengewerbe. Nicht selten 
stoßen alternative Transportlösungen, die 
ja gerade eine Lücke im Angebot schließen 
sollen, wegen etablierter Genehmigungs-
regelungen für den gewerblichen Perso-
nentransport auf vielfältige Probleme. Dies 
führt dazu, dass eine lokal erfolgreiche Lö-
sung sich nicht ohne weiteres auf andere 
Regionen übertragen lässt: Es kommt vor, 
dass alternative Verkehrsangebote im Zu-
ständigkeitsbereich einer Genehmigungs-
behörde relativ problemlos genehmigt wer-
den, während ein fast identisch gestricktes 
Verkehrsangebot woanders entweder nicht 
genehmigungsfähig ist oder die Konzessi-
onserteilung mit erheblichen Auflagen ver-
bunden ist.

Die Genehmigung flexibilisierter Verkehre 
kann sich schwierig bis unmöglich gestal-
ten: Das maßgebliche Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG) – ein Gesetz, das bis 
in die Gegenwart in seinen wesentlichen 
Grundzügen ordnungsrechtlichen Vorstel-
lungen der 1930er Jahre folgt – unterschei-
det bei den genehmigungsfähigen gewerb-
lichen Formen des Personentransports 
Linienverkehr und Gelegenheitsverkehr 
(Taxi, Mietwagen, Ausflugs- sowie Reisever-
kehr). Die Genehmigungserfordernisse des 
Gesetzes, die Begrenzung der überhaupt 
genehmigungsfähigen Transportarten und 
deren Hierarchisierung, sind Ausdruck be-
hördlicher Bemühungen um eine „vernünf-
tige Verkehrsordnung“, nachdem im frühen 
20. Jahrhundert das staatliche Eisenbahn-
monopol durch die aufkommende Konkur-
renz motorisierter Fahrzeuge ins Wanken 
geriet.12 Alle Verkehrszweige des geschäfts-
mäßigen Güter- und Personentransports 
sollten aufeinander abgestimmt werden, 
was letztlich einer Verhinderung bzw. der 
Einschränkung des Wettbewerbs zwischen 
den Verkehrsträgern, zumeist aber auch in-
nerhalb der Branchen zugunsten des Eisen-
bahnmonopols gleichkam.

eine Grundbedienung. Dabei handelt es 
sich um kleinere Fahrzeuge, die von ehren-
amtlichen Fahrern gesteuert werden. In vie-
len Fällen fahren die Anrufbusse außerhalb 
oder statt eines Fahrplans nach Bedarf. Je 
nach lokaler Lösung können Bürgerbusse 
mit einem eigenen Tarif, mit den Tickets 
des örtlichen Nahverkehrsunternehmens 
oder mit einem Zuschlag auf den eigentli-
chen ÖPNV-Tarif genutzt werden. Geschätzt 
wird oftmals gerade von älteren Fahrgästen 
und von Eltern, die ihre Kinder allein fah-
ren lassen, dass die ehrenamtlich arbeiten-
den „Busbetreiber“ sich nicht nur um die 
Abwicklung der Fahrten kümmern, sondern 
in „ihrem Bus“ auch für Sicherheit sorgen 
und beim Ein- und Ausstieg behilflich sind. 
Sie stehen für ein gewünschtes Maß an per-
sönlicher Behandlung und sozialer Kontrol-
le, das im anonymen Normalbetrieb im ÖV 
oft zu kurz kommt. Nicht zuletzt deshalb ist 
die Zufriedenheit bei den Nutzern des Bür-
gerbusses üblicherweise sehr hoch.

Um einen Bürgerbus einführen und dauer-
haft zu betreiben, bedarf es aktiver Promo-
toren. In aller Regel ist ein Bürgerbus-Verein 
der rechtliche und organisatorische Träger. 
Er erhält – wie zum Beispiel in Nordrhein-
Westfalen aus dem Landeshaushalt – öf-
fentliche Mittel, um Fahrzeuge und Dispo-
sitionszentrale finanzieren zu können. Ihm 
obliegen die Abrechnung dieser Mittel, die 
Schulung der ehrenamtlichen Fahrer und 
die verbindliche Organisation des Betriebs. 
Zivilgesellschaftliches Engagement muss 
also bereits vorhanden sein. Folglich gibt 
es auch nur dort Bürgerbusvereine, wo sich 
engagierte Bürgerinnen und Bürger für ei-
nen Bürgerbus einsetzen. Schrumpfende 
Regionen mit hoher Abwanderung (gerade 
aktiver und engagierter Bürger) und einer 
rapiden Alterung weisen hier deutlich un-
günstigere Voraussetzungen auf. Außerdem 
es sehr unwahrscheinlich, dass ein Bürger-
bus als alternatives Verkehrsangebot an die 
Stelle eines eingestellten konventionellen 
ÖV tritt. Dafür fehlt ihm der Netzcharakter. 
Der Bürgerbus bietet einen Ersatz für ehe-
mals einzelne Linien oder verbindet Orts-
teile untereinander.

3	 Grenzen und Blockaden

Alternative Beförderungsangebote sind 
mittlerweile durchaus verbreitet. Gleich-
wohl herrscht in vielen Landkreisen auch 
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Vorbehalte und Zurückhaltung gegenüber 
neuen Verkehrsangeboten gibt es jedoch 
auch bei den Nutzerinnen und Nutzern. 
Flexible Bedarfsverkehre sind auch für die-
se anfangs gewöhnungsbedürftig. Die meist 
erforderliche Bestellung per Telefon (oder 
Internet) ist zwar keine ernsthafte Hürde 
mehr, denn mittlerweile sind die meisten 
Haushalte mit einem Internet-Zugang aus-
gestattet und die Telekommunikationstarife 
auf einem historischen Tiefstand. Ein flexi-
bles Angebot, das nur bei Bedarf fährt, ist 
aber nicht mehr so selbstverständlich und 
ohne weiteres präsent wie der fahrplange-
bundene Linienverkehr (unabhängig von 
dessen tatsächlicher Inanspruchnahme jen-
seits der Schülerbeförderung). Dies macht 
verstärkte Marketingmaßnahmen vor allem 
in der Anfangsphase nötig.

Eine weitere Eigenheit flexibler Angebots-
formen besteht darin, dass es keine für alle 
Regionen passende Lösung gibt. Ihre Kon-
kretisierung hängt von regionalen Bedin-
gungen und den Nachfragegruppen ab, die 
mit dem jeweiligen Angebot erreicht wer-
den sollen, sowie von den Angeboten, die 
bereits existieren.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass alterna-
tive Angebote ein tiefer liegendes Dilemma 
des ÖV nicht lösen können: Auch wenn es 
mehr erfolgreiche Beispiele für flexiblere 
Angebote gibt, sind diese weiterhin im gege-
benen rechtlichen und finanziellen Rahmen 

„gefangen“. Es sind die Ausnahmen von der 
Regel, und die Regel ist nach wie vor das 
vordefinierte starre Produkt Linienverkehr. 
Bedarfs- und nachfragegerechte Produkte 
bzw. Services wird es in großem Stil dann 
geben, wenn die Verkehrsunternehmen 
gezwungen sind, sich an den Bedürfnissen 
der (potenziellen) Fahrgäste zu orientieren. 
Das ist so lange nicht der Fall, wie die Art 
der genehmigungsfähigen Angebote recht-
lich eingeschränkt ist und die Betreiber eine 
dementsprechend fixierte Verkehrsleistung 
erbringen und dafür „auskömmlich“ fi-
nanziert werden.17 Der Fahrscheinverkauf 
spielt eine nachgeordnete Rolle, im Fall des 
Schülerverkehrs faktisch gar keine. Unter 
den gegebenen Finanzierungsbedingungen 
orientieren sich die Verkehrsunternehmen 
primär am Besteller. 

Öffentlicher Verkehr beschränkt sich wei-
terhin im Wesentlichen auf die Organisa
tion von Linienverkehr, und das sowohl im 
Selbstverständnis der Betreiber wie nicht 

In die Mühlen dieser vor allem durch recht-
liche Vorschriften angestrebten Arbeitstei-
lung gerieten bereits in der Zwischenkriegs-
zeit Verkehrsformen, die heute unter dem 
Namen „flexible Bedienungsformen“ bzw. 

„Gemeinschaftsverkehre“ gefasst würden: 
Sie wurden „aktenkundig“, da ihre Verein-
barkeit mit den amtlichen Genehmigungs-
voraussetzungen bezweifelt wurde.13 Dabei 
handelte es sich etwa um Händler, die bei 
ihren Ausfahrten Personen mitnahmen. Die 
gerichtlichen Auseinandersetzungen über 
solche Verkehre und die daraus resultieren-
de Unsicherheit dürften weitere Ausprä-
gungen solcher „Mischverkehre“ und vor 
allem deren Verankerung als soziale Praxis 
verhindert haben, zumal es zu einer im-
mer restriktiveren Handhabung des PBefG 
durch die Behörden kam. Ein bezeichnen-
des Beispiel der noch jungen Bundesrepu-
blik stellen die Auseinandersetzungen um 
die ersten Mitfahrzentralen dar: Durch eine 
neue Regelung im PBefG wurde zum Schutz 
der Bundesbahn versucht, den Mitfahrzen-
tralen die Geschäftsgrundlage zu entzie-
hen. Die Mitnahme im privaten Pkw gegen 
Beteiligung an den Fahrtkosten sollte nur 
gestattet sein, wenn Fahrer und Mitfahrer 

„weder durch öffentliche Vermittlung noch 
durch Werbung“ zueinander gefunden hat-
ten.14 Allerdings wurde diese spezielle Ein-
schränkung privater Mitfahrgelegenheiten 
1964 vom Bundesverfassungsgericht als 
verfassungswidrig beanstandet. Bis heute 
behindert das Gesetz die gewerbliche Orga-
nisation von Mitfahrgelegenheiten, obwohl 
gerade in ländlichen Regionen die hohe 
Pkw-Ausstattung der Haushalte Potenziale 
bieten würde.15

Eine weitere Barriere für flexibilisierte An-
gebotsformen besteht in ihrer potenziellen 
Konkurrenz zum Taxigewerbe. In der Praxis 
spiegelt sich die problematische Genehmi-
gungslage in folgender Regel wider: Je fle-
xibler die Bedienformen konzipiert werden, 
desto näher befinden sie sich am Taxiver-
kehr, desto schärfer können sie mit Inter-
essen der privaten Taxiunternehmer – so 
vorhanden – in Konflikt geraten. Dies kann 
durchaus attraktivitätsmindernde Zuge-
ständnisse, offene Konkurrenz bei der Rea
lisation der alternativen Bedienformen16 
oder sogar den „präventiven Verzicht“ nach 
sich ziehen. Vor der Auseinandersetzung 
mit dem Taxigewerbe scheuen sich oft so-
wohl die Aufgabenträger als auch kommu-
nale Verkehrsunternehmen. 
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erreichbar waren. Zusammen mit Subur-
banisierungsprozessen und verlängerten 
Ausbildungszeiten führten generöse länder-
spezifische Regelungen der Schulwegkos-
tenfreiheit zu einem erheblichen Anstieg 
des Ausbildungsverkehrs in den 1970er 
Jahren, einer Zeit, in der sich die Nachfrage 
des sonstigen ÖPNV bereits rückläufig ent-
wickelte.20

Landkreise und kreisfreie Städte erhalten 
ein pauschaliertes Budget für die Schü-
lerbeförderung, das von den Schulträgern 
verwaltet wird. Der Schülerverkehr wurde 
in ländlichen Regionen zum Teil als rei-
ner Schulbusverkehr entsprechend der 
sog. Freistellungs-Verordnung organisiert 
(„freigestellter Schülerverkehr“)21: Bei die-
sen Schulbussen handelt es sich um eine 
besondere Transportart, nämlich den vom 
Schulträger organisierten bzw. für den 
Schulträger durchgeführte Fahrten zum 
und vom Unterricht. Für diese nicht öf-
fentlichen Verkehre entfällt die sonst be-
stehende Genehmigungspflicht nach dem 
Personenbeförderungsgesetz, die Beför-
derten entrichten kein Entgelt, es müssen 
keine Fahrpläne veröffentlicht werden, Be-
förderungs-, Betriebs- und Tarifpflichten 
erübrigen sich ebenfalls.

Bereits in den 1980er Jahren und insbeson-
dere seit Anfang der 1990er Jahre wurde 
verstärkt versucht, über die „Integration des 
freigestellten Schülerverkehrs in den ÖPNV“ 
Angebotsverbesserungen im ÖPNV zu errei-
chen und dadurch gleichzeitig die Finan-
zierung dieses Angebots zu erleichtern:22 
Die quasi ohnehin vorhandenen Transport-
kapazitäten des freigestellten Schülerver-
kehrs werden für die Allgemeinheit geöffnet, 
gleichzeitig können die Ausgleichsleistun-
gen nach § 45a PBefG sowie nach §§ 145 ff. 
SGB, die an den Linienverkehr nach §   42 
PBefG gekoppelt sind, zur Finanzierung 
der Angebote genutzt werden. Real handelt 
es sich bei den integrierten Angeboten um 
Schülerverkehre, die von der Allgemeinheit 
mitbenutzt werden können. Die meisten 
Länderschulgesetze und die Satzungen der 
Landkreise zur Regelung der kostenlosen 
Schülerbeförderung wurden auf das Inte-
grationsziel zugeschnitten und enthalten 
dementsprechend Passagen, die fordern, 
dass die Schülerbeförderung in den öffent-
lichen Personennahverkehr einzugliedern 
ist. Die betroffenen Schüler haben dann 
ein Anrecht auf eine vom Schulträger finan-

zuletzt auch durch gesetzliche Vorgaben 
sowie die eingespielte Förderung.18 Diese 
Diagnose bleibt bis auf weiteres gültig, trotz 
der inzwischen langjährigen Erkenntnisse 
insbesondere der Verkehrs- und Mobilitäts-
forschung: Linienverkehr stellt kein univer-
selle Lösung sämtlicher Mobilitätswünsche 
dar und erfordert zum Teil hohe Anpas-
sungsleistungen der Nutzer – als Stichwor-
te mögen hier nur die Erreichbarkeit bzw. 
Zugänglichkeit der Haltestellen, die häufig 
nur dem Stammkundenkreis gegebene Ver-
ständlichkeit der Tarifsysteme oder fehlen-
de Serviceangebote für den Einkaufsverkehr 
inklusive des Transports von Gepäck dienen. 
In der Folge der verbreiteten Nutzung von 
privaten Automobilen hat sich ein durch 
das Auto geprägter Standard an Verfügbar-
keit, Komfort oder Flexibilität durchgesetzt, 
an dem sich auch der ÖV messen lassen 
muss.19 Die üblichen starren, fahrplange-
takteten und liniengebundenen Angebote 
des öffentlichen Verkehrs werden den An-
sprüchen moderner Mobilitätsbedürfnisse 
kaum mehr gerecht. Jedoch ist genau diese 
Art von ÖV als öffentliche Aufgabe definiert 
worden; sie liegt sowohl dem Regionalisie-
rungsgesetz als auch den ÖPNV-Gesetzen 
der Länder zugrunde. Damit steht nicht die 
Suche nach möglichst hoher Nachfrage und 
nach an konkrete lokale Bedingungen ange-
passten Lösungen für die Mobilitätssiche-
rung im Vordergrund, sondern die Organi-
sation und Finanzierung von Linienverkehr 
als solchem, faktisch um jeden Preis.

Dies betrifft insbesondere den Schülerver-
kehr, denn hier wirken zusätzliche Zwänge. 
Oft trägt der (verbleibende) Schülerverkehr 
auf dem Lande die Folgen – und die Las-
ten  – einer Schulstandortpolitik, die wiede-
rum dem Rückgang der Schüler und einem 
Festhalten an Mindestschulgrößen geschul-
det ist.

4	 Zwänge des Schülerverkehrs

Schülerbeförderungspflicht

Die politisch gewollte Abschaffung der 
Zwergschulen in den Gemeinden zog es 
nach sich, dass komplementär zur Schul-
pflicht Regelungen für den kostenlosen 
Transport der betroffenen Schüler zu den 
zentralisierten Schulstandorten geschaffen 
wurden („Schulwegkostenfreiheit“), die nun 
nicht mehr zu Fuß oder per kurzer Radfahrt 



Weert Canzler, Astrid Karl:  
Mit der Subjektförderung zur Mobilitätssicherung?510

nicht alle Anspruchsberechtigten vom An-
gebot des Mobilitätsgeldes Gebrauch ma-
chen, sondern darauf bestehen, den ÖPNV 
nutzen zu können. Buslinien können nur 
dann auf den vorhandenen Bedarf opti-
miert (Kerngebiet) und um passende inno-
vative Angebote ergänzt werden, wenn alle 
anspruchsberechtigten Schüler aus dem 
Einzugsgebiet im Gegenzug zur Ausgabe 
von Mobilitätsgutscheinen freiwillig ihren 
Verzicht auf den ÖPNV-Transport direkt 
vom/bis zum Wohnort erklären. Das Gut-
scheinmodell ist also im Schülerverkehr auf 
eine hundertprozentige Akzeptanz bei den 
betroffenen Schülern und Eltern angewie-
sen. 

In der kommunalen Verantwortung für den 
eigenen Verkehrsbetrieb

Möchte ein Landkreis nicht nur den Schü-
lerverkehr effizienter gestalten, um Kosten 
zu sparen – vielleicht auch, um die Fahrtzei-
ten für die Schülerinnen und Schüler zu re-
duzieren –, wird er das mit dem klassischen 
Linienangebot kaum schaffen. Er muss 
nicht nur versuchen, flexiblere Angebote zu 
implementieren, sondern auch Eltern oder 
Mitbürger z. B. für Schülerfahrgemeinschaf-
ten als potenzielle Chauffeure zu gewinnen. 
Private Fahrgemeinschaften sind in aller 
Regel nicht nur wesentlich effizienter als 
eine Busbedienung, sondern infolge der 
direkteren Wege auch mit kürzeren Fahrt-
zeiten verbunden. Angesichts einer hohen 
Ausstattung gerade ländlicher Haushalte 
mit Automobilen dürfte hier ein enormes 
Potenzial liegen.

Allerdings kommen zusätzliche Interessen, 
die kommunalpolitisch abgewogen werden 
müssen, besonders dann ins Spiel, wenn 
ein solcherart ambitionierter Landkreis ein 
eigenes Verkehrsunternehmen hat. Zum ei-
nen kann es sich keine Landkreisverwaltung 
leisten, durch zuviel Veränderungswillen 
auf Zuwendungen von Land und Bund zu 
verzichten, die an „sein“ Verkehrsunterneh-
men weitergereicht werden und damit den 
Betrieb und die daran hängenden Arbeits-
plätze sichern helfen. Dem Landkreis sind 
praktisch die Hände gebunden. Er muss aus 
Verantwortung für das kommunale Unter-
nehmen dafür sorgen, dass die Chancen der 

„Refinanzierung“ des ÖPNV durch die Lan-
deszuwendungen für Schülerfahrten opti-
mal genutzt werden. Als Eigentümer hat er 
überdies das Interesse, Konkurrenz aus dem 

zierte ÖPNV-Zeitkarte. Schüler werden so 
faktisch zu Zwangskunden des ÖPNV: „Die 
Fahrschüler bekommen keinen geldwerten 
Zuschuss als Subjekt, um damit (auf frei 
gewählte Art und Weise) zur Schule zu kom-
men, sondern eine bezuschusste Fahrkarte 
des ÖPNV.“23 

Die speziellen Regelungen zum Ausgleich 
von vergünstigten Fahrkarten für Schüler 
und Auszubildende (§  45  a  PBefG, Pbef
AusglV24 und Länderregelungen zu den Soll-
Kostenansätzen)25 führen in der Praxis dazu, 
dass sich diese Zielgruppe für die Unterneh-
men bzw. Betreiber als besonders lukrativ 
erweist: Die Einnahmen durch die ermäßig-
ten Schülerfahrkarten können deutlich über 
dem Preis einer normalen Zeitkarte liegen. 26 
Die konkrete Art der Ausgleichsberechnung 
setzt Anreize, die Ausgleichsansprüche 
durch überhöhte Tarife für die normalen 
Zeitkarten und maximierte Fahrtstrecken 
zu steigern.27 Peistrup fasst die aus den An-
reizen folgenden, durchaus rationalen Stra-
tegien der Betreiber als „Zuschussmaximie-
rung statt Kundenorientierung“ zusammen. 
Die Einführung von Eigenbeteiligungen der 
Eltern kann dazu führen, dass durch einen 
drastischen Rückgang der Nachfrage nach 
den zwar verbilligten, jedoch von vielen nur 
als Option genutzten Tickets das bisherige 
Gefüge der ÖPNV-Finanzierung erschüttert 
wird.28

Der Rückblick auf die jüngste Geschichte 
der Schülerbeförderung und ihrer Finanzie-
rung zeigt vor allem: Das Zusammenspiel 
von Schulwegkostenfreiheit und der in den 
Schulsatzungen vorgegebenen primären 
Beförderung im ÖPNV setzt derzeit den be-
grenzenden Rahmen für abweichende und 
innovative Verkehrsangebote. Das hat auch 
Folgen für die mögliche Einführung von Mo-
bilitätsgutscheinen. Solche Gutscheine sind 
gerade im Schülerverkehr sinnvoll, wenn 
sie zu einem effizienten Gemeinschaftsver-
kehr anreizen, der vor allem auch für die 
Schülerinnen und Schüler deutlich gerin-
gere Fahrzeiten ermöglicht. Unabhängig 
von der Schülerbeförderung könnte dann 
beispielsweise ein Rufbussystem als Grund-
angebot für die Bevölkerung bereitgehalten 
werden. Jedoch müsste auch dort, wo über 
den Anreiz von Mobilitätsgutscheinen die 
Organisation eines funktionierenden Schü-
lertransports durch Eltern und/oder private 
Verkehrsanbieter gelänge, der Bus weiter-
hin kostenträchtige Umwege fahren, wenn 
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tische Erfahrung mit Vorhaben verfügt, die 
über ungesicherte Ausnahmeklauseln des 
Personenbeförderungsgesetzes begründet 
werden müssen. Modelle der Subjektförde-
rung wie Mobilitätsgutscheine oder Mobi-
litätsgeld für definierte Anspruchsgruppen 
sind verkehrspolitisches Neuland und ihre 
experimentelle Einführung bedarf coura-
gierter Unterstützer und standfester Aufga-
benträger. Doch was können Mobilitätsgut-
scheine bewirken und welche Hoffnungen 
sind mit dem damit verbundenen Umstieg 
von der Objekt- zur Subjektförderung ver-
bunden?

5	 Mobilitätsgutscheine: Orientierung 
an den Kunden

Subjektförderung bedeutet, die bisher 
meist pauschale Zuweisung aus öffentli-
chen Mitteln und die Ausgleichszahlungen 
für Behinderte und Schüler für Verkehrsun-
ternehmen abzuschaffen und stattdessen 
Mobilitätsgutscheine einzuführen. Eine 
solche Änderung ist nicht einfach nur ein 
Wechsel des Transfer-Modus, sondern ein 
Wechsel in der Förderphilosophie. Nicht 
mehr ein starres Angebot wird gefördert, 
sondern die Nachfrage gestärkt – und damit 
die Position des nachfragenden Kunden. 
Ähnlich wie bei der Diskussion um die Fi-
nanzierung von Hochschulbildung, gibt es 
auch im öffentlichen Verkehr gute Gründe 
für eine teilweise Umstellung der Finan-
zierung auf ein Gutscheinsystem. Mit einer 
solchen Umstrukturierung der Förderung 
können nicht nur Mitnahmeeffekte verhin-
dert werden. Zugleich steigen die Chancen 
auf einen Wettbewerb um die Gutscheine 
und ihre Inhaber. Im Idealfall werden die 
Gutscheinbesitzer als lukrative neue Kun-
dengruppen entdeckt, für die spezifische 
Angebote entwickelt werden. So wie in ei-
nem Gutscheinsystem im Hochschulwesen 
verschiedene Hochschulen um die mit Gut-
scheinen ausgestatteten Studenten werben 
können, könnten im öffentlichen Verkehr 
analog dazu verschiedene Verkehrsanbie-
ter attraktive Angebote beispielsweise für 
Schüler oder Behinderte entwickeln. Ein 
Wettbewerb um die Kunden und um ihre 
Zufriedenheit wäre das angestrebte Ergeb-
nis, denn die Gutscheinerlöse stärken die 
Einnahmen der Unternehmen und sind da-
her begehrt.

Spiel zu halten. Außerdem wird das kom-
munale Verkehrsunternehmen seinerseits 
versuchen, möglichst wenig Konkurrenz im 
eigenen Bediengebiet zuzulassen. Deswe-
gen wird es lediglich zu Subkontrakten mit 
privaten Verkehrsunternehmen kommen, 
um Kosten zu sparen.

Für den Landkreis mit eigenem Unterneh-
men ist angesichts der Finanzierungslogik 
im ÖV eine Interessenkollision nicht zu ver-
meiden. Er muss mit der unter Umständen 
sehr widersprüchlichen Doppelfunktion 
zurechtkommen, einerseits als Eigentümer 
eines kommunalen Unternehmens auch 
im Interesse der Beschäftigten die bisherige 
Geschäftsgrundlage inklusive der Zuwen-
dungen von Bund und Land nicht zu ge-
fährden und andererseits als Aufgabenträ-
ger einen effizienten und bürgernahen ÖV 
zu organisieren.29

Überforderte Aufgabenträger

Unter dieser Doppelfunktion leidet mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit vor allem die des 
Aufgabenträgers. Als Aufgabenträger wird 
sich der Landkreis wohl kaum exponieren, 
er neigt zur direkten Beauftragung seines 
Verkehrsunternehmens. Auch der Nahver-
kehrsplan wird sich nach den Möglichkeiten 
und Interessen des kommunalen Verkehrs-
unternehmens ausrichten. In der Praxis ist 
es ohnehin so, dass er in einigen Fällen von 
den Verkehrsunternehmen selbst vorberei-
tet und geschrieben wird.30

Doch auch wenn ein Landkreis ohne ei-
genes Verkehrsunternehmen wesentlich 
freier agieren kann, ist er oft fachlich über-
fordert. Die personelle Ausstattung erlaubt 
selten eine eigenständige professionelle 
Durchführung von Verfahren zur Vergabe 
von Verkehrsaufträgen und wohl noch sel-
tener die Umsetzung innovativer Konzepte 
gegen bestehende Interessen. In vielen Fäl-
len schließen Aufgabenträger wenig ambi-
tionierte Verkehrsverträge ab. Angesichts 
der komplizierten Rechtslage im deutschen 
Nahverkehr wird häufig genug selbst dafür 
zur juristischen Absicherung auf externe 
Beratung zurückgegriffen.

Wirklich neue und tendenziell riskante Ini-
tiativen wie die Einführung – oder zunächst 
der Test – von Mobilitätsgutscheinen sind 
sehr unwahrscheinlich, wenn der Aufga-
benträger nicht über die verkehrs- und 
förderpolitische Kompetenz und die juris-
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führt kein Weg vorbei. Ziel muss es sein, 
die Handlungsspielräume auf kommuna-
ler Ebene für die Realisierung innovativer 
Verkehrskonzepte zu erweitern und dafür 
die Rechtssicherheit zu verbessern. Der 
Bund ist hier gefordert. Die Novellierung 
– oder gar die Abschaffung – des PBefG ist 
überfällig, weil das Faktum der Vollmoto-
risierung die besondere Schutzfunktion 
des öffentlichen Verkehrs obsolet gemacht 
hat. Zum anderen verhindert es aufgrund 
seiner restriktiven Vorgaben Innovationen 
im Verkehrssektor, die gerade in ländlichen 
und dünn besiedelten Regionen dringend 
notwendig sind. Eine neu ins PBefG aufge-
nommene generelle Formulierung könnte 
lauten: „Bestimmungen des PBefG können 
in Gebieten mit sehr geringer Bevölke-
rungsdichte entfallen. Näheres dazu regeln 
Landesgesetze“.

Oft nehmen Landkreise eine Umstellung 
auf alternative Verkehrsangebote deshalb 
nicht vor, weil sie fürchten, bisher gesicher-
te Mittelzuweisungen von Land und Bund 
zu verlieren.38 Niemand darf aber durch Ver-
lust von Landes- und/oder Bundesmitteln 
bestraft werden, der sich um angepasste fle-
xible Verkehrsangebote anstelle des starren 
ÖPNV-Linienverkehrs oder dessen Ergän-
zung vor Ort bemüht. Daher muss gewähr-
leistet sein, dass den Kreisen die (bisheri-
gen) Finanzmittel auch bei der Einführung 
neuer, den Bedürfnissen der Nutzerinnen 
und Nutzer angemessener Verkehrsangebo-
te erhalten bleiben. Die politische Botschaft 
einer Art temporärer Besitzstandswahrung 
dürfte eine wichtige Voraussetzung dafür 
sein, die Bereitschaft für Innovationen zu 
stärken. Das gilt auch für Modelle von Mo-
bilitätsgutscheinen. 

Letztlich lautet die Empfehlung, durch 
die Umstellung auf Modelle der „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ ein effektives Schrumpfungs-
management zu ermöglichen. Die Ange-
botsformen und Fördermodalitäten sollten 
dabei den unterschiedlichen raumstruktu-
rellen Bedingungen in der Bundesrepublik 
entsprechen und selbst unterschiedlich 
sein. Es sollten Modelle subjektbezogener 
Subventionierung (Subjektförderung) aus-
probiert und gegebenenfalls als routinemä-
ßig und rechtssicher zu verwendende Inst-
rumente entwickelt werden.

Eine solche Umstellung auf ein System von 
Mobilitätsgutscheinen, die den Bürgern 
mehr Nachfragemacht beschert und damit 
aller Voraussicht nach aufseiten der Ver-
kehrsanbieter mehr Kundenorientierung 
bedeutet, lässt sich allerdings keineswegs 
problemlos realisieren. Vielmehr ist mit er-
heblichen Schwierigkeiten zu rechnen – die 
Barrieren sind hoch.

Unbesetztes Experimentierfeld

Praxisbeispiele für eine Einführung von Mo-
bilitätsgutscheinen anstelle der bisherigen 
ÖPNV-Förderung gibt es bisher nicht. Das 
Thema der Subjektförderung im ÖPNV oder 
der „Hilfe zur Selbsthilfe“31 ist bisher rand-
ständig und beschränkt sich auf vereinzelte 
Stimmen in der Literatur.32 Eine grundsätz-
liche Befürwortung individueller Transfer-
leistungen anstelle einer Objektförderung 
findet sich vor allem in wirtschaftswissen-
schaftlichen Beiträgen.33

Die bisher von Schulen praktizierte Ausgabe 
von Berechtigungsscheinen für den Bezug 
von ÖPNV-Fahrscheinen wird von Sterzen-
bach bereits als Gutscheinlösung angese-
hen, der damit aber vor allem auf die prin-
zipielle administrative Umsetzbarkeit eines 
Gutscheinmodells hinweist.34 Als weitere 
Vorform einer Subjektförderung kann man 
die in einigen Schülersatzungen vorgesehe-
ne nachrangige Erstattung von „Fahrtkosten 
für private Beförderungsmittel“ ansehen.35

Sterzenbach weist zudem auf in- und aus-
ländische Taxi-Gutscheinmodelle hin, 
durch die speziellen Zielgruppen (Personen 
ohne Autoverfügbarkeit, Frauen) ein ver-
günstigter Zugang zu Taxidienstleistungen 
ermöglicht wird.36  Auch die sog. Fahrrad-
pauschale kann als eine Vorstufe der hier 
betrachteten Mobilitätsgutscheine gewertet 
werden: In Gütersloh erhalten alle Schüler 
ab der Sekundarstufe I, die einen Anspruch 
auf Übernahme von Schülerfahrkosten ha-
ben, jedoch auf die Schulwegtickets halb- 
oder ganzjährig verzichten, auf Antrag eine 
Pauschale in Höhe von 60 bzw. 120 €.37

6	 Auswege und Reformbedarf

Es bedarf umfassender Reformen, um inno-
vative Angebote im Sinne der vorgeschla-
genen Grundphilosophie zu erleichtern 
oder gar erst zu ermöglichen. An einer Re-
form des Personenbeförderungsgesetzes 
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Mobilitätsgeld statt Personenkilometer – ein Wunschszenario
Subjektförderung im innovativen Landverkehr: wie sie aussehen könnte39

Wie kann die Subjektförderung konkret aussehen? Wichtigster Akteur bleibt der Landkreis 
als Aufgabenträger. Er vereinnahmt sämtliche bisher bezogen auf das Gebiet des Aufgaben-
trägers anfallenden Bundes- und Landesmittel zur Unterstützung des ÖPNV bzw. des SPNV. 
Der Landkreis kann die gebündelten Mittel zweckgebunden, aber unter eigener Regie veraus-
gaben. Statt wie bisher Verkehrsleistungen pauschal zu subventionieren, unterstützt er gezielt 
die räumliche Mobilität von bestimmten Gruppen.

Die Voraussetzungen für dieses Wunschszenario sind geschaffen: Das Personenbeförde-
rungsgesetz ist partiell außer Kraft gesetzt, grundlegend novelliert oder gänzlich abgeschafft. 
Der Transport von Personen im gewerblichen Sinne ist möglich, ohne eine dafür bisher not-
wendige Konzession zu besitzen. Es gelten lediglich die sachbezogenen gesetzlichen Bestim-
mungen. Notwendig ist ein Personenbeförderungsschein bzw. die Anmeldung von Fahrzeu-
gen in der Selbstfahrervermietung. Damit sind sämtliche Transportdienstleistungen freigestellt 
und der unternehmerischen Fantasie überlassen. Wenn ein entsprechendes Gewerbe ange-
meldet ist, Fahrer und Fahrzeug den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen, kann jedes 
Unternehmen aktiv werden. Dies gilt auch für den Betrieb von Taxis. Auch hier ist die Konzes-
sionspflicht abgeschafft. Ein ÖPNV-Linienverkehr im klassischen Sinne ist nicht vorgegeben. 
Nun ist vieles möglich:

Der Aufgabenträger gewährt Bürgern mit Erstwohnsitz, denen räumliche Mobilität möglich 
sein soll, ein monatliches „Mobilitätsgeld“. Dies ist nach Alter gestaffelt und wird unabhän-
gig von der tatsächlich in Anspruch genommenen Transportleistung ausgezahlt. Weiterhin ge-
währt der Landkreis den Haltern aller im Landkreis zugelassenen Personenkraftwagen einen 
monatlichen Bonus unter bestimmten Voraussetzungen: Die Kraftfahrzeuge sind erstens als 
Selbstfahrervermietfahrzeuge zugelassen, entsprechen der Euro 5-Norm und sind öffentlich 
zugänglich. Die Fahrzeuge werden zweitens in mindestens 50 % der Nutzungszeit in gewerb-
licher Absicht anderen zur Nutzung überlassen. Diese Nutzung wird durch einen Bordcompu-
ter sowie durch die Anmeldung von Umsätzen mindestens in Höhe des Förderbetrags nach-
gewiesen.

•	 Alle Unternehmen, die sich gewerblich mit dem Personentransport beschäftigen, können 
Unterstützungsleistungen für Werbung und Marketing beanspruchen. So können Kosten 
etwa für den Internetauftritt, die Gestaltung und den Druck entsprechender Werbemateri-
alen bis hin zur Entwicklung und Realisierung von Werbekampagnen in Höhe von bis zu 
50 % der Kosten pro Jahr und Betrieb bezuschusst werden.

•	 Unter der Regie der Verkehrsgesellschaft werden alle Fahrzeuge, die von öffentlichen Ein-
richtungen angemeldet sind, in einen frei zugänglichen Pool verwandelt. Die Fahrzeuge wer-
den mit der entsprechenden Car-Sharing-Technologie ausgerüstet und – soweit dies mög-
lich ist – an den verschiedenen Einsatzorten öffentlich zugänglich gemacht. Die Fahrzeuge 
können alle mit einem Mobiltelefon oder einer Mobilcard geöffnet werden und sind telefo-
nisch bzw. via Internet buchbar. Die Verkehrsgesellschaft disponiert die Fahrzeuge.

•	 Der Landkreis richtet einen zentralen Customer-Care-Dienst ein, der rund um die Uhr an sie-
ben Tagen in der Woche erreichbar ist. Hier werden alle Mobilitätsangebote des Landkreises 
zentral erfasst und disponiert. Alle Anbieter haben hier ihre Angebote hinterlegt. Fahrtwün-
sche können telefonisch oder auch per Internet angemeldet werden. Das Customer-Care 
vermittelt die Wünsche auf Autos, organisiert Taxis oder vermittelt Mitfahrgemeinschaften. 

•	 Alle Schulen des Landkreises haben schließlich die Möglichkeit, einen „Mobilitätsmanager“ 
in Anspruch zu nehmen; die Kosten erstattet der Landkreis. Zentrale Aufgabe dieses Mana-
gers ist es, den Transportbedarf zu ermitteln und attraktive Angebote zu entwickeln. Unter-
nehmen, die im Landkreis Schüler oder Auszubildende befördern, erhalten pro Schüler und 
Fahrt – auf Nachweis – einen einmaligen Betrag in Höhe von x €.
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